
13

Dienstag, 16. Januar 2024

Stadt undKanton Zürich

«Das Geld wächst ja nicht auf den Bäumen»
SP-NationalrätinMinLiMarti undFDP-Nationalrat Andri Silberschmidt sprachen imSchlieremer Start-up-Space über dieZukunft derAHV.

Virginia Kamm

DassdieungewisseZukunft der
AHVeinThema ist, dasdieLeu-
te bewegt, zeigte sich wieder
einmal an diesemMontag: Der
Saal im Start-up-Space Schlie-
ren war gut gefüllt. Die Wirt-
schaftskammer Schlieren, der
Industrie- und Handelsverein
Dietikon,derKMU-undGewer-
beverband Limmattal und die
Vereinigung für Industrie,
Dienstleistungen und Handel
Spreitenbach hatten zu einer
Infoveranstaltung zum Thema
eingeladen. Insbesondere ging
es dabei auch um die beiden
Initiativen, über die am 3.März
abgestimmtwird.

Auf die kurze Begrüssung
folgte ein Inputreferat von
VeronicaWeisser, Vorsorge-Ex-
pertin derUBS. Sie präsentierte
denAnwesendeneinigeZahlen
und Statistiken im Zusammen-
hang mit der AHV. So erklärte
sie, dass die Finanzierung der
AHV auf zwei Verträgen basie-
re: Der erste beinhalte, dass er-
werbstätigePersonendieRente
ihrer Eltern finanzieren. Der
zweite, dass diese erwerbstäti-
gen Personen auchwieder Kin-
der zur Welt bringen, die dann
eines Tages ihre Renten finan-
zieren können.

Das Problem, mit dem die
Schweiz konfrontiert sei, liege
darin, dass der zweite Vertrag,
alsodasKinderkriegen, oftmals
nicht eingehalten werde. Die
Gruppe der über 65-Jährigen
werde immer grösser. Das Sys-
temderAHVbezeichneteWeis-
ser als«Schneeballsystem»,das
nurmit genugNachwuchs funk-
tioniere.

Keinegenerelle
BenachteiligungvonFrauen
Weisser räumte auch mit eini-
gen Narrativen auf, die ihrer
Meinung nach nicht zutreffen,
so zumBeispiel jenesderAlters-
armut. Sie legtedar, dassPerso-
nenab60 Jahren inder Schweiz
«bei weitem» die grössten Ver-
mögen hätten. Auch das Narra-
tiv, dass Frauen generell durch
die AHV benachteiligt seien,
stimmenicht, sagte sie.Dies sei
lediglich dann der Fall, wenn es
etwa zu einer Verwitwung oder
Scheidung komme.

Im Anschluss sprachen SP-
NationalrätinMin LiMarti (Zü-
rich) als Vertreterin der Initiati-
ve für eine 13. AHV-Rente und
FDP-Nationalrat Andri Silber-
schmidt (Affoltern amAlbis) als
Vertreter der Renteninitiative.
ÜberbeideVorlagenwird schon
bald, nämlicham3.März, abge-
stimmt. «Die Idee dieser Initia-
tive ist ja sehr einfach,man soll,
wie die meisten Angestellten
einen 13. Monatslohn haben,
auch eine 13. AHV-Rente erhal-
ten»,begannMarti ihrPlädoyer.

Dies, um das Versprechen
einzuhalten, dass die AHV die
ExistenzunddenErhalt desbis-
herigen Lebensstandards si-
chern solle,wie sieweiter sagte.
Auch Marti ging auf die Unter-
schiede zwischen Mann und
Frau inBezug auf dieRente ein:
So sei die durchschnittliche
Rente von Frauen tiefer als die-
jenige derMänner. Das liege an

den geringeren Auszahlungen
aus der Pensionskasse, die auf
tiefereLöhneundTeilzeitarbeit
zurückzuführen seien. Zudem
sei die Altersarmut in der
Schweizhauptsächlichweiblich.
Silberschmidt sagtedarauf, dass

wir imVergleich zu 1948, als die
AHV eingeführt wurde, wegen
der steigenden Lebenserwar-
tung heute rund acht Jahre län-
ger Rente beziehen würden.
Dies führe zu Defiziten von 10
MilliardenFrankenpro Jahr.Die

Erhöhung des Rentenalters auf
66 Jahre, wie sie die Rentenini-
tiative vorsieht, betreffe nicht
Personen, die heute schon 60
Jahrealt seien, sagteer. Sondern
«uns Junge». Und: «Nichts tun
ist keine Lösung.»

Den letzten Programmpunkt
derVeranstaltungmarkierte ein
Podium mit anschliessender
Fragerunde, das von David
Egger, Chefredaktor der Lim-
mattaler Zeitung, moderiert
wurde. «Wie stellen Sie sich

Ihre Pensionierung vor?», frag-
te Egger die beiden Referenten
zuerst. Silberschmidt antworte-
te, dass er hoffe, dannnoch lan-
ge Teilzeit arbeiten zu können,
da arbeiten für ihn sinnstiftend
sei. «Ich stelle mir die Pensio-
nierung durchaus schön vor»,
sagte Marti und ging auch auf
unbezahlteArbeit ein, dieRent-
nerinnen und Rentner häufig
leisten. Eine solche könnte sie
sich vorstellen.

Auf die Initiative für eine
13. AHV-Rente angesprochen,
sagte Silberschmidt: «DasGeld
wächst ja nicht auf den Bäu-
men.»UmdenSeniorinnenund
Seniorenmehr Kaufkraft zu ge-
ben, müsseman anderen Kauf-
kraft wegnehmen. Dies treffe
vorallem jungeErwachseneund
junge Familien,was,wie er sag-
te, «völlig asozial» sei.

Wie die junge Generation
mobilisiert undzumAbstimmen
motiviertwerden solle,wollte in
der Fragerunde ein Herr aus
dem Publikum wissen. Er sei
schon froh, dass die Rentenini-
tiative von einer Jungpartei lan-
ciert worden sei, antwortete
Silberschmidt. JungeLeutewol-
ledas Initiativkomiteevor allem
über sozialeMedien wie Tiktok
erreichen.

Einweiterer Zuhörer fragte,
ob es irgendwann auch eine 14.
AHV-Rentegeben soll, schliess-
lichwerdedasLebenmomentan
nur noch teurer. Das sei davon
abhängig, ob dies dann jemand
fordere, antwortete Marti. Sie
wolle sichabergegendieRheto-
rik wehren, dass es uns immer
schlechter gehe und wir immer
mehr verzichten müssten.
«Unsere Wirtschaft, unser
ReichtumundunserWohlstand
sind gewachsen, und es ist nur
fair, dass davon auch alle profi-
tieren können.»

Darum geht es
in den beiden Initiativen
Abgestimmtwird am 3.März.

Am3.März stimmt das Schwei-
zer Stimmvolk über zwei Initia-
tiven ab, welche die Alters-
und Hinterlassenenversiche-
rung (AHV) betreffen. Die Ini-
tiative für eine 13. AHV-Rente
vom Schweizerischen Gewerk-
schaftsbund sieht eine zusätz-
licheMonatsrente pro Jahr vor.
Allfällige Ergänzungsleistun-
gen dürften aufgrund der
13. AHV-Rente nicht gekürzt
werden. Die Kosten würden
sich bei einerEinführung zuBe-
ginn voraussichtlich auf rund
4,1 Milliarden Franken belau-
fen.Die Frageder Finanzierung
lässt die Initiative offen.

Die Renteninitiative der
Jungfreisinnigen verlangt, dass
dasRentenalter vonFrauenund
Männern bis 2033 schrittweise
auf66 Jahreerhöhtwird.Dieser
Schritt würde die AHV voraus-
sichtlich um rund 2 Milliarden
Franken entlasten. Danach soll
das Rentenalter an die durch-
schnittliche Lebenserwartung

gekoppelt werden. Konkret:
Steigt die Lebenserwartung,
würde auch das Rentenalter
steigen.Diesum80Prozentder
gestiegenen Lebenserwartung
und um maximal zwei Monate
jährlich.

Die AHV steht mittelfristig
vor grossenfinanziellenProble-
men: Gemäss dem Bund ist die
Finanzierung zwar bis etwa
2030garantiert, danach jedoch
nichtmehr.Dieswegender stei-
genden Lebenserwartung und
weil die Zahl der Pensionierten
schneller zunimmt als die Zahl
der einzahlenden Erwerbstäti-
gen. Bundesrat und Parlament
empfehlen die Ablehnung der
beiden Initiativen.Beider Initia-
tive für eine 13.AHV-Rentewird
dies damit begründet, dass der
finanzielle Spielraumdafür feh-
le, und bei der Renteninitiative
wird die fehlende Berücksichti-
gung der sozialpolitischen und
arbeitsmarktlichen Situation
bemängelt. (vir)

Kommentar

13. AHV-Rente ist undurchdacht
Am3.März kommen gleich
zwei Vorlagen vor das Schwei-
zer Stimmvolk, welche die
AHV (Alters- undHinterlasse-
nenversicherung) betreffen:
einerseits die Initiative für eine
13. AHV-Rente, andererseits
die Renteninitiative.Wie sehr
die Leute die Zukunft und die
Finanzierung der AHVbe-
schäftigt, zeigte der volle Saal
im Schlieremer Start-up-Space
an einer Infoveranstaltung
zumThema amMontag.

Dass zumindest dieFinanzie-
rungderAHVaberwohl doch
nicht alle beschäftigt, zeigt die
Initiative für eine 13.AHV-Ren-
te. Schon jetzt hat dieAHVein
Problem– ihreFinanzierung ist
nur bis 2030gewährleistet,was
danachkommt, steht noch in
denSternen.Obwohl zuwenig
Geld vorhanden ist,wollendie
Initiantinnenund Initianten
alsomehrGeld ausgeben.

Ein Loch von 4,1Milliarden
Frankenwürde dieUmsetzung

der Initiative im ersten Jahr in
die AHV-Kasse reissen. Später
sollen dieMehrkosten sogar
rund 5Milliarden Franken pro
Jahr betragen.Wie dies finan-
ziert werden soll, dafür hat die
Initiative aber keinen Plan.

UmdiesesLoch zu stopfen,
müssten entwederdieArbeit-
nehmerinnenundArbeitneh-
mer einengrösserenTeil ihres
Lohns indieAHVeinzahlen
–dies zugleichenTeilenwie
ihreArbeitgeber – oder aber die
Mehrwertsteuermüsste (schon
wieder) erhöhtwerden.Will
heissen:DieLebenskosten aller
würdennoch stärker steigenals
zurzeit sowieso schon.
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«Die
Finanzierung
derAHV
basiert
auf zwei
Verträgen.»
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